Deutscher Bundestag 
2.'WahIperiode 
1953 


Drudksadhe 1617 


Bundesrepublik Deutschland 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Sechsten Gesetzes über die Über- 
nahme von Sicherheitsleistungen und Gewähr- 
leistungen im Ausfuhrgeschäft 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 144. Sitzung am 8. Juli 1955 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Drudic: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Entwurf eines Sechsten Gesetzes 

Über die Übernahme von Sicherheitsleistungen und 
Gewährleistungen im Ausfuhrgeschäft 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§1 

Der in dem Fünften Gesetz über die Über- 
nahme von Sicherheitsleistungen und Ge- 
währleistungen im Ausfuhrgeschäft vom 
24. November 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 356) 
festgesetzte Betrag von fünf Milliarden 
Deutsche Mark wird um zwei Milliarden 
fünfhundert Millionen Deutsche Mark auf 


B e g r ü 

Die Inanspruchnahme der mit dem Gesetz 
über die Übernahme von Sicherheitsleistun- 
gen und Gewährleistungen im Ausfuhr- 
geschäft gegebenen Sicherungsmöglichkeiten 
für Ausfuhrgeschäfte ist seitens der Ausfuhr- 
wirtschaft weiterhin rege. Die Gründe hier- 
für sind nach wie vor die gleichen: 

Steigerung der deutschen Ausfuhr, Erhöhung 
der Risiken infolge der mit Verschärfung des 
Wettbewerbs gegebenen Änderungen der 
Zahlungsbedingungen sowie infolge Ver- 
schlechterung der wirtschaftlichen Verhält- 
nisse in einigen Ländern, Sicherungsbedürf- 
nis der in die Finanzierung eingeschalteten 
Banken u. a. Diese Tatbestände waren maß- 
gebend für die verhältnismäßig rasche Aus- 
schöpfung des mit dem Gesetz vom 24. No- 
vember 1954 bereitgestellten zusätzlichen 
Garantie- und Bürgschaftsrahmens. Sie wir- 
ken auch derzeit fort. 

Ein größerer Teil der gewährten Garantien 
und Bürgschaften entfällt auf Geschäfte mit 
längeren Fertigungszeiten und Zahlungs- 
zielen (bis zu vier Jahren). Entsprediend 


sieben Milliarden fünfhundert Millionen 
Deutsche Mark erhöht. 

§2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

§3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


n d u n g 

langsam ist der Rückfluß der hierfür gewähr- 
ten Garantien und Bürgschaften. Die Folge 
ist wiederum bei sonst gleichen Voraus- 
setzungen ein höherer Bedarf an Garantie- 
und Bürgschaftsmitteln. Die Rückflüsse an 
freigewordenen Garantien und Bürgschaften 
sind zwar gleichfalls steigend. Mit ihnen 
können vorerst aber nur etwa ein Drittel 
des neu auftretenden Bedarfs an Garantien 
und Bürgsdiaften gedeckt werden. 

Da die Ausfuhrgarantie- und Bürgschaftsmaß- 
nahmen weder erheblich eingeschränkt (etwa 
durch entsprechende Erhöhung des Selbst- 
behalts der Ausführer) noch zeitweise ein- 
gestellt werden können, ist eine Erhöhung 
des bisherigen Garantie- und Bürgschafts- 
rahmens unvermeidbar. Der Betrag von 
zweieinhalb Milliarden Deutsche Mark ent- 
spricht einer Schätzung der beteiligten Wirt- 
schaftskreise und der Ressorts unter Berück- 
sichtigung der bisherigen Erfahrungen und 
der voraussiditlichen Entwicklung der deut- 
schen Ausfuhr in der näheren Zukunft. 
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